
Deutschland hat sich, wie mehr als 190 weitere 

Staaten, der Biodiversitätskonvention verpflichtet. 

Sie hat zum Ziel, die biologischen Diversität und 

darin inkludiert auch die innerartliche genetische 

Vielfalt von Pflanzen und Tieren zu erhalten. § 40 

BNatSchG setzt diese Ziele für Deutschland um. Es 

besagt, dass in freier Natur keine gebietsfremden 

Herkünfte von Pflanzen eingebracht werden sol-

len. Das Ausbringen von Tieren ist überall, auch im 

besiedelten Bereich, genehmigungspflichtig.

Nachdem die Vorgabe für das Ausbringen von 

Pflanzen allerdings nur in sehr eingeschränktem 

Maße erfolgte, wurde 2009 eine bis zum 1. März 

2020 geltende Ausnahmeregelung dieser Geneh-

migungspflicht in den Gesetzestext aufgenom-

men.

In Bezug auf Pflanzen benennt das Gesetz konkret 

„Pflanzen in der freien Natur, deren Art in dem be-

treffenden Gebiet in freier Natur nicht oder seit 

mehr als 100 Jahren nicht mehr vorkommt“ 

(BNatSchG § 40 (1)). Das bezieht sich jedoch nicht 

nur auf die Art als solche, sondern schließt den 

lokal angepassten, individuellen Genpool mit ein, 

der es den Pflanzen erlaubt, sich an die jeweiligen 

Standort- und Klimabedingungen optimal anzu-

passen. 

HERKUNFTSGEBIETE

Um diesen lokalen Genpool zu wahren, wurden in 

einem DBU-Projekt „Entwicklung und praktische 

Umsetzung naturschutzfachlicher Mindestanfor-

derungen an einen Herkunftsnachweis für gebiet-

seigenes Wildpflanzensaatgut krautiger Pflanzen“ 

(Webcode NuL5112) für Deutschland 22 Herkunfts-

gebiete vorgeschlagen, die auf naturräumlicher 

Basis abgegrenzt und im Abschlussbericht veröf-

fentlicht wurden. Ebenfalls zu finden ist die Karte  

der Herkunftsgebiete (siehe S. 119) in der Anlage der 

Erhaltungsmischungsverordnung (ErMiV) zu § 2 Nr. 

6 und 7.

Bei der Verwendung von Saatgut in der freien Na-

tur – dieser Begriff schließt den Siedlungsraum 

ausdrücklich aus – darf nun ab dem 1. März 2020 

ausschließlich Pflanz- und Saatgut aus der jeweili-

gen Herkunftsregion verwendet werden. Die pro-

duzierenden Betriebe müssen die Herkunft nach-

weisen und ihre Pflanzen beziehungsweise ihr 

Saatgut entsprechend zertifizieren, um den Ein-

satz in der freien Natur zu ermöglichen. Soll abwei-

chend von diesen Herkunftsgebieten Material aus-

gebracht werden, ist eine Sondergenehmigung 

einzuholen.

1

GEBIETSEIGENE HERKÜNFTE
Ende der Übergangsfrist:  
Droht ein Versorgungsengpass?

Am 1. März endet die zehn­

jährige Übergangsfrist  

zur Anwendung von § 40.1 

des Bundesnaturschutz­

gesetzes. Dieser regelt das 

Ausbringen von Pflanzen 

und Tieren in der freien 

Natur und hat das Ziel, die 

innerartliche Vielfalt der 

heimischen Arten zu er­

halten. Doch was bedeutet 

das Ende der Übergangsfrist 

für die Praxis? Wie haben  

die wichtigsten Fakten für 

Sie zusammengetragen.

Text: Julia Schenkenberger	  

Bilder:  VWW (5-11, 13-14), 

Prasse et al. (Karte), Julia 

Schenkenberger (Rest)
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GELTUNGSBEREICH

Die Bezeichnung „freie Natur“ ist gleichzusetzen 

mit dem in BNatSchG § 1 verwendeten Begriff „un-

besiedelter Bereich“. Parks, Gärten oder Friedhöfe 

betrifft die Regelung also nicht, auch wenn die 

Gesetzesauslegung nicht immer ganz eindeutig 

ist und nach wie vor erhebliche Unsicherheiten bei 

der Grenzziehung für den Begriff bestehen. Nur 

innerhalb des unbesiedelten Raums greift § 40, 

und auch für diesen gelten Ausnahmen: Nach wie 

vor genehmigungsfrei ist der Anbau von Pflanzen 

in der Land- und Forstwirtschaft. Für das Ausbrin-

gen von Tieren gelten noch weitere Ausnahmere-

gelungen.

WER IST BETROFFEN?

§ 40 betrifft Anwender und ausschreibende Stel-

len, die darauf zu achten haben, entsprechend zer-

tifiziertes Material auszuschreiben. Erkennbar ist 

dies an verschiedenen Siegeln. Bei Saatgut sind 

das die Siegel „VWW-Regiosaaten“ des Verbands 

deutscher Wildsamen- und Wildpflanzenprodu-

zenten und „RegioZert“, das Siegel des Saatgutpro-

duzenten Saaten Zeller. Für Gehölze wurde im Leit-

faden „Gebietseigene Gehölze“ eine Interpretation 

des BNatschG vorgegeben, die mit sechs Regionen 

den Gedanken des § 40 abdecken soll.

Gleichzeitig sind auch die Behörden, im Wesentli-

chen die Unteren Naturschutzbehörden, invol-

viert, da sie mit der Beurteilung der Sondergeneh-

migung von Pflanzen und Saatgut gebietsfremder 

Herkünfte sowie der Kontrolle der Einhaltung in 

Zukunft verstärkt betraut sind.

LEITFÄDEN UND HILFESTELLUNGEN

Den von der Regelung Betroffenen stehen auf Bun-

des- und Landesebene eine Reihe von Leitfäden 

und Hilfestellungen zur Verfügung. Für holzige 

Pflanzen hat das Bundesministerium für Umwelt 

(BMU) im Jahr 2012 einen „Leitfaden zur Verwen-

dung gebietseigener Gehölze“ (Download unter 

NuL5112) entwickelt. Dieser greift den natur-

schutzfachlichen Hintergrund auf und gibt 

umfangreiche Hinweise zur korrekten Aus-

schreibung gebietseigener Gehölze.

Für gebietsheimisches Saatgut fehlt ein sol-

cher Leitfaden bislang. Er wird derzeit im 

Rahmen eines BfN-Projektes unter Beteili-

gung der Bundesländer und wichtiger Akteure er-

arbeitet, seine Veröffentlichung wird aber erst 2021 

oder 2022 erwartet. Parallel arbeitet die For-

schungsgesellschaft Landschaftsentwicklung 

Landschaftsbau e.V. (FLL) an der Überarbeitung der 

„Empfehlungen für Begrünungen mit gebietseige-

nem Saatgut“.

Darüber hinaus steht in einigen Bundesländern, 

unter anderem Bayern und Baden-Württemberg, 

eigens entwickeltes Infomaterial zur Verfügung. 

Sie finden die entsprechenden Links unter dem 

Webcode NuL5112.

„Die ausreichende Produktion
von Saatgut ist nicht
sichergestellt.“	 Klaus Werk 

2 3

1	� Die Ansaat von Wiesen außer-

hab des Siedlungsbereiches 

muss mit gebietsheimischem 

Saatgut erfolgen.

2	� Vor allem magere Wiesen sind 

besonders artenreich.

3 und 4 Viele Populationen seltener 	

    �Arten liegen isoliert in der Kul-

turlandschaft.
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KRITISCHE STIMMEN

Trotz der zehnjährigen „Vorlaufzeit“, die es laut 

Bundesamt für Naturschutz (BfN) den Akteuren, 

im Wesentlichen den Saatgut- und Wildpflanzen-

Produzenten ermöglichen sollte, ihre Produktion 

auf die neue Situation einzustellen, regen sich 

jetzt zum Stichtag auch Stimmen, die vor einem 

Systemkollaps warnen. 

Die Länge der Vorbereitungszeit stellt der Verband 

deutscher Wildsamen- du Wildpflanzenproduzen-

ten kritisch in Frage. Man könne wirtschaftlichen 

Betrieben kein Ultimatum stellen, sich zu gründen 

oder in einen defizitären Raum zu verlagern, ohne 

dafür zu werben, ohne zu fördern oder sie gesetz-

lich besser zu stellen. Zehn Jahre seien selbst mit 

Förderung nicht ausreichend, um die benötigte 

Gebietsabdeckung sicherzustellen. So dauere zum 

Beispiel der Aufbau einer Gräserart als erntefähiger 

Kultur bis zu sechs Jahren, von Sortimenten, mit 

denen man ganze Mischungen erstellen kann, 

ganz zu schweigen. In den vergangenen drei Jah-

ren haben sich 22 neue Betriebe gegründet, erläu-

tert Geschäftsführer Markus Wieden. Dies reiche 

aber nicht aus, um nur annähernd alle Herkunfts-

gebiete gleichermaßen gut abzudecken. In einer 

ganzen Reihe von Regionen gibt es nur wenige 

Produzenten, die mit geringen Artenzahlen, noch 

keine Mischungen aufbauen können. Diese Be-

triebe stehen vor dem Aus, da nun aus den Nach-

barregionen keine Ergänzungen für Mischungen 

mehr möglich sind.

Weiter weist Prof. Klaus Werk (Bundesverband Be-

ruflicher Naturschutz, BBN) darauf hin, dass in vie-

len Bundesländern faktisch keinerlei Maßnahmen 

ergriffen wurden, die eine fristgebundene Umset-

zung der gesetzlichen Vorgaben ermöglicht. So 

stünden Vorhabenträger wie untere Naturschutz-

behörden genau wie die Erzeugerseite vor massi-

ven Problemen. Auch einzelne Förderprojekte, wie 

das DLR-Projekt für die Stiftung Naturschutz in 

Schleswig-Holstein oder das Divergen-Projekt in 

Sachsen haben noch keine nachhaltige Wirkung 

auf dem bundesweiten Erzeugermarkt entfaltet.

Konkret kritisiert er, dass für alternative Verfahren 

wie die Spenderflächenbeerntung bislang nur we-

nige Bereiche ausgewiesen und für die dauerhafte 

Inanspruchnahme gesichert seien. Infolgedessen 

werde es zu einer Häufung umfangreicher Ausnah-

meentscheidungen für die Saatgutausbringung 

kommen müssen, die zu bewältigen die zuständi-

gen Naturschutzbehörden kaum in der Lage seien. 

Ebenso sei eine flächendeckende Überwachung 

der Einhaltung derzeit kaum umsetzbar. Markus 

Wieden weist darauf hin, dass in produktiven Ag-

rarlandschaften praktisch keine Spenderflächen 

zur Verfügung stehen und der Anbau von Wild-

pflanzensaatgut zur Erzeugung geeigneter Mi-

schungen die einzige praktikable naturnahe Be-

grünungsmethode in großen Teilen Deutschlands 

darstellt. Zudem werde die Sammlung von Aus-

gangsmaterial häufig durch nicht nachvollzieh-

bare Auflagen und Kosten auch außerhalb von 

NSG- und FFH-Gebieten erschwert.

Werk warnt außerdem vor einer mangelnden Ver-

fügbarkeit von Wildpflanzensaatgut in den kom-

menden drei Jahren. „Die ausreichende Produk-

tion von entsprechendem Saatgut ist in vielen 

Regionen bisher noch nicht sichergestellt“, erklärt 

er. „Zudem ist das Wiesendruschverfahren für 

große Flächen nicht verfügbar, da drei bis fünf mal 

größere Spenderflächen gegenüber der Zielfläche 

benötigt werden.“ Das BfN erläuterte auf Anfrage, 

dass die Saatgutverfügbarkeit für das Saatgut 

krautiger Arten regional sehr unterschiedlich sei, 

auch wegen der stark schwankenden und damit 

5  �Für die Saatgutgewinnung müs-

sen die Ernteflächen zertifiziert 

sein.

6  �Das Saatgut für die gebietshei-

mische Produktion wird von 

Hand geerntet.

7  �Auf Kulturflächen werden die 

autochthonen Arten ausge-

bracht ...

8  �... und vermehrt.

9  �Der Anbau der einzelnen Arten 

erfolgt sortenrein.

10  �Anschließend werden die 

Pflanzen geerntet, um das 

Saatgut zu extrahieren.

11  �Zur Ernte stehen verschiedene 

Maschinen zur Verfügung.

5 6 7
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schwer prognostizierbaren Nachfrage nach ge-

bietseigenem Saatgut. Es sei daher wichtig, dass 

Auftraggeber insbesondere großer Projekte nun-

mehr frühzeitig, am besten mehrere Jahre im Vor-

aus, eine Markterkundung zur Verfügbarkeit von 

geeignetem Saatgut aus dem jeweiligen Ur-

sprungsgebiet durchführen.

Markus Wieden, Geschäftsführer des VWW, hält 

dieses Vorgehen allerdings für wenig praktikabel. 

„Der Saatguthandel ist ein Tagesgeschäft“, erklärt 

er. Bis eine Genehmigung für die Ausbringung von 

Saatgut aus benachbarten Herkunftsgebieten vor-

läge, dauere es mitunter mehrere Wochen oder 

Monate. Bis dahin könne sich der Lagerbestand vor 

allem bei kleineren Produzenten schon wieder völ-

lig verändert haben, was die Einholung neuer Ge-

nehmigungen zur Folge hätte. 

SINNHAFTIGKEIT DER HERKUNFTSGEBIETE

Darüber hinaus seien die heute von den Produzen-

ten berücksichtigten Herkunftsgebiete nur eine 

mögliche und zudem ungeprüfte Herangehens-

weise an die genetische Vielfalt der Arten. Für zahl-

reiche Gräser, deren Pollen durch den anemocho-

ren Transport weite Distanzen überwinden, seien 

22 Gebiete zu detailliert, ihr Genpool unterscheide 

sich nicht so stark, , dass sich die Fülle der Regio-

nen damit begründen ließen. Umgekehrt seien 

isolierte Populationen von sehr auf einzelne Be-

stäuber spezialisierten Kräutern schon in direkt 

benachbarten Flächen so unterschiedlich, dass die 

Verbreitung innerhalb eines Herkunftsgebietes in 

Frage zu stellen sei. „Eigentlich bräuchten wir eine 

Einzelartenbetrachtung“, erläutert er. „Die Her-

kunftsgebiete sind bei korrekter Auslegung des 

Gesetzes ein Schuss ins Blaue“ Es brauche also ne-

ben weiterer Forschung auch eine Überarbeitung 

des Naturschutzgesetzes, um überhaupt dessen 

Erfüllung möglich zu machen. Insbeson-

dere die Definition des Artbegriffs darf 

die Anwendbarkeit im praktischen Na-

turschutz nicht völlig aushebeln. Eine 

Möglichkeit besteht auch in 

Definitionen, die gemäß § 54 

BNatSchG, der eine Ausfüh-

rung der gesetzlichen Inhalte 

als konkretisierende Verord-

nung erlaubt, sorgfältig und 

mit Augenmaß für Um-

setzbarkeit erarbeitet 

werden. Bis dahin 

müsse aber von Bund 

und Ländern eine ein-

heitliche Übergangsre-

gelung gefunden wer-

den, da sonst das 

Marktangebot, wie wir 

es heute kennen, zum Er-

liegen kommt.

UMSETZUNGSKONTROLLE

Auch wenn es unter Vermittlung 

der LANA (BUND/Länderarbeits-

gemeinschaft Naturschutz) zu ei-11

Die Erhaltungsmischungsverord-

nung gibt in Anlehnung an das 

DBU-Projekt 22 Herkunftsgebiete 

für Deutschland vor.

8 9 10
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ner praktikablen Auslegung der neuen Gesetzes-

lage käme, bleibt doch ungeklärt, wie einge-

schleustes graues Material aus dem Markt ver-

bannt werden kann: Die Verbände BBN und VWW 

bezweifeln aktuell, ob die personellen wie fachli-

chen Kapazitäten dafür vorhanden sind. Saatgute-

insatz auf Baustellen wird im Prinzip gar nicht 

kontrolliert oder erst wenn ein zweifelhafter Auf-

wuchs den Projektträger ins Grübeln bringt. 

Dementsprechend steigt die Gefahr, dass einzelne 

Anbieter oder Anwender „graues“ Material aus an-

deren Herkunftsgebieten oder gar -ländern dem 

Saatgut beifügen. Das ist zwar, wie Silke John vom 

Umweltministerium Baden-Württemberg betont, 

ein klarer Rechtsverstoß, der bei Bekanntwerden 

geahndet werde, doch Markus Wieden weist dar-

auf hin, dass ein Nachweis nur auf Isotopen- oder 

genetischer Ebene erfolgen könne und daher sehr 

aufwändig sei, zumindest wenn es um Gerichts-

verwertbarkeit geht. Erfolgversprechender wäre 

dagegen der verpflichtende Nachweis von Mutter-

quartieren und Vermehrungsorten bei Massenar-

ten, wie Gräsern, Leguminosen und einigen häufi-

gen Kräutern. Dementsprechend hoch ist die Ver-

unsicherung bei den Akteuren, sowohl auf der 

produzierenden wie auch auf der ausschreibenden 

Seite.

ARTENFILTER

Zu noch mehr Missverständnissen führt ein soge-

nannter Artenfilter, der ebenfalls im anfangs er-

wähnten DBU-Projekt entwickelt wurde. Er soll 

laut BfN ein fachliches Hilfsmittel darstellen, das 

es erlaubt, Wildpflanzenarten in den 22 Herkunfts-

12 �Magere Flächen können sich lokal 

stark voneinander unterscheiden.

13 �Unerlässlich für die Saatgutproduk-

tion: die Bestäuber.

14 �Produktionsfläche von Hieracium

12 13

14
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gebieten regelbasiert, beispielsweise über ihre Ver-

breitung oder ihren Rote-Liste-Status, zu filtern. Er 

berücksichtigt jedoch, wie Silke John ergänzt, regi-

onale Aspekte nur nachrangig, und gibt zwar ein-

heimische, aber in der Regel nur überregional häu-

fige, weit verbreitete Arten aus. 

Der Artenfilter ist als Kann-Kriterium zu verstehen 

und schließt dementsprechend keineswegs die 

Verwendung weiterer, in den gefilterten Listen 

nicht zugelassener gebietsheimischer Arten aus. 

Wird dieser Filter jedoch – fälschlicherweise – als 

„Positivliste“ derjenigen Arten verstanden, die 

ausschließlich verwendet werden dürfen, so kann 

das vor allem bei der Erstellung artenreicher oder 

gebietstypischer Biotoptypen zu einer Artenverar-

mung und fehlenden regionalen Anpassung füh-

ren.

HANDLUNGSFELDER

Die kritischen Stimmen zeigen klar: Es besteht 

noch akuter Handlungsbedarf, soll es nicht zu ei-

nem schwerwiegenden Versorgungsengpass und 

Umsetzungsverzögerungen bei zahlreichen Pro-

jekten kommen. Im Folgenden seien die wesentli-

chen Handlungsbedarfe nochmals zusammenfas-

send dargestellt:

•	 Bundeseinheitliche Handlungsanweisungen für 

Ausschreibende und für die Naturschutzbe-

hörde

•	 Markterkundung zur Verfügbarkeit von Saatgut 

und Pflanzenmaterial mit gleichzeitiger Be-

darfsermittlung für Großprojekte auf Landes- 

und Bundesebene

•	 Behördliche Regelungen für eventuelle Liefer-

engpässe, um Anhäufung von Einzelfallent-

scheidungen zu vermeiden, z.B. über Länderer-

lasse.

•	 Qualitätssicherung: Stichprobenkontrollen bei 

Produzenten und auf Baustellen, Nachweis von 

Mutterquartieren und Vermehrungsorten mit 

entsprechender Sanktionierung bei Nichtein-

haltung

•	 Verzicht auf zusätzliche Akkreditierung der be-

stehenden Zertifikate und Förderung des Wild-

pflanzenanbaus als landeskulturelle, gesamtge-

sellschaftliche Aufgabe besonders in unterver-

sorgten Regionen

•	 Aufklärung von Verwaltung und Öffentlichkeit 

über die Inhalte der Zertifikate und Anwendbar-

keit von Mischungen

•	 Schaffung praktikabler gesetzlicher Grundlagen 

und Entwicklung eines Leitfadens zur Sicher-

stellung und Einsatz von regionalem gebietsei-

genem Saatgut.

Unter Webcode NuL5112 finden Sie 

weitere Informationen, Leitfäden 

und Hilfestellungen der Länder zur 

Zertifizierung und Verwendung 

gebietseigener Gehölze und ge-

bietseigenem Saatgut.

DOSSIER
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ZgG: Zertifizierungsgemeinschaft gebietseigener Gehölze. Zusammenschluss  

von Baumschulen, die gebietseigene Gehölze produzieren und handeln. Die ZgG 

setzt konsequent und bundesweit einheitlich die Inhalte des Leitfadens zur 

Verwendung gebietseigener Gehölze um. Die teilnehmenden Betriebe werden 

durch eine neutrale Zertifizierungsstelle geprüft.

VWW-RegioGehölze: Qualitätssiegel des Verbandes deutscher Wildsamen-  

und Wildpflanzenproduzenten. Grundlage ist der Herkunftsnachweis nach 

BMU-Leitfaden zur Verwendung gebietseigener Gehölze. Zur Zertifizierung hat  

der VWW ein eigenes Regelwerk entwickelt.

RegioZert: Qualitätssicherungssystem für Produktion und Vertrieb von 

autochthonem Saatgut. Das Konzept stammt von der AG Regiosaatgut des 

Bundesverbandes Deutscher Pflanzenzüchter. Darin werden alle grundlegenden 

Qualitätsmerkmale, Methoden und Kontrollstrukturen beschrieben, die für die 

Aufsammlung, die Vermehrung und den Vertrieb notwendig sind, um eine 

gleichbleibend hohe Qualität von Regiosaatgut aus 22 Ursprungsgebieten in 

Deutschland nach dem Qualitätssiegel RegioZert zu gewährleisten.

VWW-RegioSaaten: Qualitätssiegel des Verbandes deutscher Wildsamen- und 

Wildpflanzenproduzenten. Die Zertifizierung erfolgt ohne staatliche Zuschüsse. 

Produzierende Betriebe und Händler werden gleichermaßen in das System 

einbezogen, um den Mengenfluss des Saatguts nachvollziehbar zu halten.  

Zur Zertifizierung hat der VWW ein eigenes Regelwerk entwickelt.

QUALITÄTSSIEGEL
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